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Richtlinien für die Kartoffelkäferbekämpfung 1949
Daa Landwirtschaftsministerium gibt nach¬

stehende Richtlinien für die Kartoffelkäfer¬
bekämpfung bekannt:

L
Gesetzliche Grundlage  für die

Durchführung der Kartoffelkäferbekämp-
fung ist die 9 Verordnung zur Abwehr des
Kartoffelkäfers vom 22. 4, 1941.(RGBl. I,
S. 227).

II.
Suchdienst.  Jeder Nutzungsberech¬

tigte eines mit Kartoffeln bestellten Grund¬
stückes ist verpflichtet, auf das Auftreten
des Kartoffelkäfers zu achten und sein Auf¬
treten der Ortspolizeibehörde anzuzeigen.
Die Festsetzung von bestimm¬
ten Suchtagen entfällt,  dagegen
ist jeder Kartoffelanbau ejr ver¬
pflichtet , seine Kartoffelfelder
selbst abzusuchen (Ortsübliche Be¬
kanntmachung). Im Bedarfsfall kann jedoch
die Ortspolizeibehörde das kolonnenweise
Absuchen anordnen.

Anstelle des amtlichen Suchdienstes tritt
ein Überwachungsdienst  in der
Weise, daß die Ortspolizeibehörde einen
Beauftragten (Feldhüter ) bestellt , der in
der Vegetationszeit in 8tägigen Abständen
die Kartoffelfelder der gesamten Gemar¬
kung auf Befall und Durchführung der un¬
geordneten Abwehrmaßnahmen kontrolliert.

dieser Larvengeneration ist ausschlag¬
gebend für den Gesamtbefall des Jahres.

DieHauptbekämpfung desK a r-
toffelkäfers liegt in der Zeit
bis zur Heuernte.  Je nach der Stärke
des Befalls sind 1—2 Spritzungen oder
Stäubungen bis dahin notwendig. Bei
gründlicher Ausführung dieser Behandlun¬
gen erübrigen sich in der Regel weitere
Maßnahmen. Es empfiehlt sich in allen Fäl¬
len, die Bekämpfung  innerhalb einer
Gemeinde auf gemeinschaftlicher
Grundlage  durchzuführen . Die Aufstel¬
lung einer Bekämpfungskolonne, die unter
Leitung des Spritzwartes arbeitet , verein¬
facht die Bekämpfung weitgehend und ga¬
rantiert am besten die Einsatzfähigkeit der
Spritzgeräte. IV.

Überwachung.  Für die richtige und
rechtzeitige Durchführung der Kartoffel¬
käferbekämpfung ist die Ortspolizeibehörde
verantwortlich. Neben der Ortspolizei¬
behörde obliegt die Überwachung der Be¬
kämpfung dem Landwirtschaftsministerium
und den Landwirtschaftsämtern. Den An¬
weisungen der Überwachungsorgane über
die Art der Durchführung ist Folge zu
leisten.

V.
Meldedienst.  Über das Auftreten

des Kartoffelkäfers und die Bekämpfung

Bewirtschaftete Lebensmittel
Es besteht Veranlassung, darauf hinzu wei¬

sen, daß bewirtschaftete Lebensmittel, die
vom Vereinigten Wirtschaftsgebiet bezogen
werden, den im Land Württemb.-Hohenzol-
lern gültigen Bewirtschaftungsbestimmun-
gen unterliegen . Verstöße hiergegen werden
strafrechtlichverfolgt.

Calw, den 4. 5. 1949.
Kreisernahrungsamt.

ist regelmäßig Bericht zu erstatten . Vom
Beginn des Auftretens der Käfer ab berich¬
ten die Gemeinden jeweils bis 15. d. M.
und Monatsletzten an das zuständige Land¬
wirtschaftsamt:
a) Stärke des Auftretens (Käfer und Lar¬

ven) (kein Auftreten, schwach, mittel¬
stark , stark ) .

b) Größe der behandelten Fläche
mit Kalkarsen . , . . . ha

Gesarol . « , . . ha
verbrauchte
Mittelmengen . . . . .

b) Anbaufläche . . . ha (nur in der er¬
sten Meldung).

Über außergewöhnlich starkes Auftreten
ist gesondert zu melden. Das erste  Auf¬
finden von Käfern, Eigelegen und Larven
ist mit dem Tage der Beobachtung in den
Berichten anzugeben.

Landratsamt

III.
Bekämpfung.  Zur Durchführung der

Bekämpfung sind die Nutzungsberechtigten
der mit Kartoffeln bestellten Grundstücke
verpflichtet.

Zur Bekämpfung werden besonders emp¬
fohlen:
a) Spritzungen mit Kalkarsen 1% oder

Spritzgesarol 1%, Aufwandmenge 10001
pro Hektar.

b) Stäubungen mit Gesarol, Aufwandmenge
20—r25 kg pro Hektar.

Die Anwendung arsenhaltiger Stäube¬
mittel ist verboten.

Kalkarsen ist ein starkes Gift.
Beim Umgang mit diesem Mittel ist daher
besondere Vorsicht geboten!

Zum Schutze der Bienen sind blühende
Unkräuter vor der Spritzung mit Kalk¬
arsen zu entfernen. Von Arsenbrühe ge¬
troffene? Futter darf erst dann verfüttert
werden, wenn der Spritzbelag durch Regen
wieder abgewaschen wurde.
* Bestände an Kalkarsen sind stets unter
Verschluß zu halten. Ausgabe darf nur an
Erwachsene erfolgen. Das bei den Gemein¬
den lagernde Kalkarsen ist vom Landwirt¬
schaftsministerium beschafft und darf nur
für Zwecke der Kartoffelkäferbekämpfung
.Verwendung finden.

Die aus französischem Kalkarsen herge¬
stellten Spritzbrühen setzen rasch ab und
greifen die Spritzgeräte teilweise stark an.
Im Interesse einer ordnungsgemäßen Be¬
kämpfung ist nach Möglichkeit nur deut¬
sches Kalkarsen zu verwenden.

Gesarol ist für Menschen und
Haustiere ungiftig.  Es . ist überall
da anzuwenden, wo Kartoffeln in unmittel¬
barer Nachbarschaft von Gemüse oder Bee¬
renobst stehen. Nexit darf wegen seines
Motorgeruches nicht verwendet werden.

Die Bekämpfung mit chemi¬
schen Mitteln  muß mit dem Auftreten
der Larven, deren Masse je nach den Witte¬
rungsverhältnissen Ende Mai — Anfang
Juni erscheint, einsetzen. Die Vernichtung

Tierkörperbeseitigungsgesetz beachten!
Es besteht Veranlassung, auf die Be¬

stimmungen des Tierkörperbeseitigungs¬
gesetzes hinzuweisen, da die Einlieferun¬
gen in die Tierkörperbeseitigungsanstalten
beträchtlich zurückgehen.

Die Ursache ist vermutlich darauf zu¬
rückzuführen, daß die gefallenen Tiere in
zunehmendem Maße vergraben oder un¬
mittelbar an Fisch- und Tierzuchtanstalten
abgegeben werden, möglicherweise einer
sonstigen Verwertung zugeführt werden.

Das Tierkörperbeseitigungsgesetz schreibt
ausdrücklich vor, daß gefallene, nicht zum
Zwecke des Genusses für Menschen ge¬
tötete sowie totgeborene Einhufer, Tiere
des Rindergeschlechts, auch Schweine,
Schafe und Ziegen an die Tierkörper¬
beseitigungsanstalt abzuliefern sind. Hunde
sowie unter 6 Wochen alte Ferkel , Schaf-
lämmer und Ziegenlämmer dürfen vergra¬
ben werden. Anzeigepflichtig ist der Tier¬
besitzer oder jede Person, in deren Obhut
oder unter deren Aufsicht das Tier sich
befindet. Die Anzeige erfolgt übeT die Orts¬
polizeibehörde an die Tierkörperbeseiti¬

gungsanstalt . Das Gesetz bestimmt ferner,
daß die Tierkörper bis zur Abholung durch
die Tierkörperbeseitigungsanstalt , die in
der Regel innerhalb 24 Stunden erfolgt , so
zu verwahren sind, daß ihre Entwendung,
die Verstreuung von Krankheitskeimen
und die Berührung mit anderen Tieren
verhindert ist. Ferner ist die immer mehr
einreißende Unsitte des Abschneidens von
Mähnen- und Schweifhaaren verendeter
Tiere unstatthaft . Wer diesen Bestimmun¬
gen zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis
bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder
mit einer dieser Strafen bestraft . Fahr¬
lässige Zuwiderhandlungen werden mit
Geldstrafe bis zu 150.— DM oder mit Haft
bestraft.

Es kann nicht eindringlich genug auf
die nicht zu unterschätzende Infektions¬
gefahr für Mensch und Tier hingewiesen
werden, die durch das meist nur oberfläch¬
liche Verscharren der Tierleichen entsteht.
Daneben werden durch die Nichtabliefe¬
rung von Tierkörpern in die Tierkörper¬
beseitigungsanstalt wertvolle Rohstoffe ver-

Lebensmittelversorgüng
Für Monat Mai wird weiterhin freigegeben:

• - ••7SVT. Fleisch:

Alters¬
klasse

Karten¬
kennziffer

Bewertung
Gramm

Normalverbraucher
TSV Brot
TSV Butter
TSV Brot und Butter

1—6 J.
über 6 J.

14. 14B, 24, 24B
11,11B, 21,21B

150 g
150 g

Abschnitte
E 14/611, E 24/611
E 11/611, E 21/611

Werd.u. still. Mütter 70
Word. u. still. Mütter

250 g
125 g

f 1
f 2

Calw, den 4. Mai 1949
Kreisernährungsamt



Bekanntmachungen des Finanzministeriums
Erlaß fälliger Leistungen aus den Ums teilungsgrundschulden vom 27.' April 1949

nicbtet und unersetzliche Erzeugnisse (Tier-
mehi und Fett ) der Volkswirtschaft ent¬
zogen.

Entgegen der immer wieder laut wer¬
denden irrigen Auffassung erfolgt nicht
nur die Abholung der Tierkörper kosten¬
los, sondern der Tierbesitzer erhält auch
eine Vergütung , die sich nach dem Haut¬
wert bemißt.

Für die Gemeinden der Kreisabschnitte
Calw und Nagold ist die Tierkörperbeseiti-
rungsanstalt Horb a. N., für die Gemeinden
des Kreisabschnittes Neuenbürg ist die
Tierkörperbeseitigungsanatalt Durlach zu¬
ständig.

Calw, 27. April 1949.
Landratsamt.

Marktgenehmigungsgesuch
Die Gemeinde Langenbrand sucht um

Verlängerung ihrer am 30. November 1946
ablaufenden Berechtigung zur Abhaltung
eines Viehmarktes (Rindviehmarkt ) am
1. Dienstag im November jeden Jahres und
um Berechtigung zur Verbindung eines
Schweinemarktes mit diesem Viehmarkt
nach.

Einwendungen gegen dieses Gesuch kön¬
nen binnen 14 Tagen , von der Veröffent¬
lichung im Amtsblatt gerechnet , beim Land¬
ratsamt angebracht werden.

Calw , 6. Mai 1949.
Landratsamt

Bekanntmachung
Durch ' Beschluß des Landratsamts ist

nachstehenden Anträgen auf Erteilung
■feiner Ausnahmebewilligung i. S. des Ein¬
zelhandelsschutzgesetzes entsprochen wor¬
den : \

1. Frau Klara Schmelcher  in Wild-
bad 1. Schw. zur Aufnahrrte des Verkaufs
von Pflanzen - und Samenschutzmitteln,
Blumendünger , Topfpflanzen , Schnittblu¬
men und Bindereien in räumlichem Zu¬
sammenhang mit der bestehenden Ver¬
kaufsstelle für Obst und Gemüse in Wild¬
bad i. Schw., König Karl -Straße 37;

2 Fi'au Ruth Breitling  geb . Ostmann
ln Calw zur Neuerrichtung einer Verkaufs¬
stelle für Textilwaren in einem ca. 25 qm

roßen Laden im Erdgeschoß des Hauses
ahnhofstraße Nr. 28 in Calw;
3. Konsumgenossenschaft e. G. m. b. n.

Nagold zur Npuerrichtung einer Vertei¬
lungsstelle für Lebensmittel und Bedarfs¬
güter des täglichen Lebens in einem Laden
in Wildberg , Marktplatz 20.

Gegen die Entscheidung Ziffer 1 und 2 ist
Beschwerde an das Wirtschaftsministerium
— Landesgewerbeamt — Tübingen und ge¬
gen Ziffer 3 ist Beschwerde an das Land¬
wirtschaftsministerium Tübingen zulässig
Die Beschwerden sind binnen 2 Wochen
vom Tage der Veröffentlichung an gerech¬
net beim Landratsamt einzulegen.

Calw , 29. April 1949.
Landratsamt.

Rotes Kreuz Württcmberg -nohenzollern
Kreisverein Calw

Wer kennt:  ehern . Kgf . Otto Rettich
oder Rettig , geb. etwa 1920—25. seit 1946
aus Gefangenschaft entlassen ; ehern. Kgf.
Heinz Felske (franz . Gefangenschaft ) . Wer
Näheres über die 2 ehern. Kgf. oder ihre
Angehörigen und Wohnort mitteilen kann,
wird gebeten , dies der Rot-Kreuz -Geschäfts-
stelle Calw mitzuteilen.

Um weitere Spenden  von Klei
dungs - und Wäschestücken , Schuhwerk.
Hausrat usw . wird herzlichst gebeten!

Herzl . Dank für  die Geldspenden im
Monat April . — Bei der Sammlung am
7./8 . Mai wurden verschiedene Familien
trotz mehrmaligem Aufsuchen nicht an¬
getroffen , für Zusendung der Spende auf
Konto 3010 der Kreissparkasse Calw wäredie Geschäftsstelle dankbar!

Rot -Kreuz Ge> teile Calw
• . Landratsamt , Tel . 244/345

Auf Grund des § 14 der Verordnung des
Staatsministeriums zur Durchführung des
Gesetzes zur Sicherung von Forderungen
für den Lastenausgleich vom 27. Januar
1949 (Reg.Bl. S. 48) werden nachstehend
die Richtlinien für den Erlaß fälliger Lei¬
stungen aus Umstellungsgrundschulden ge¬
mäß § 5 Abs 4 der genannten Durchfüh¬
rungsverordnung bekannt gemacht.

Richtlinien
für die Behandlung der Anträge auf Erlaß
fälliger Leistungen gemäß § 5 Abs. 4 der
Verordnung des Staatsrniuisteriums zur
Durchführung des Gesetzes zur Sicherung
von Forderungen für den Lastenausgleich
vom 27. Januar 1949 (Reg .Bl. S. 48).

I . Materiell -rechtliche Bestimmungen:
1 Die Prüfung , ob ein Erlaß fälliger

Leistungen stattflnden kann , hat für jede
Grundstückseinheit gesondert zu erfolgen.
Grundstücke desselben Eigentümers , die
mit einer Gesamthypothek belastet sind,
gelten in der Rpgel als ein Grundstück imbinne dieser Richtlinien.

Die Erträgnisse des Grundstücks und die
daraus zu bestreitenden Aufwendungen sol¬
len jeweils für ein Kalenderjahr , erstmals
für die Monate Juli bis Dezember 1948 ein¬
schließlich ermittelt werden.

Erlaß ist in der Regel zu versagen , wenn
ein Grundstück erst nach dem 20. Juni 1948
erworben worden ist.

2 Grundstückserträgnisse sind alle aus
einem Grundstück oder grundstücksgiei-
chen Recht oder seinem Zubehör durch
eigene Nutzung oder durch Überlassung an
Dritte erzielten Bruttoeinnahmen , insbeson¬
dere Mieten. Pachten , Vergütungen für Ein¬
räumung eines Erbbaurechts , einer Dienst¬
barkeit , eines Nießbrauchs usw.

Als Nutzungswert einer eigengenutzten
Wohnung oder der einem Dritten unent¬
geltlich überlassenen Wohnung ist die üb¬
liche Miete anzusetzen In Zweifelsfällen
ist die örtliche Preisbehörde gutachtlich
zu hören.

Bei den auf Grund der Kleinsiedlungs-
bestimmungen geförderten Kleinsiedlungen
ist die von dem Siedler an den Siedlungs¬
träger bis zur Übereignung entrichtete
Miete als Nutzungswert anzuerkennen.

3. Die Grnndstückserträgnisse eines Jah¬
res stehen für fällige Verpflichtungen aus
der Grundschuld zur Verfügung , soweit sie
nachstehende Aufwendungen übersteigen:

Sprengel Versammlung
am Sonntag , den 15 Mai 1949, nachmittags
14 Uhr im Gasthaus zur „Krone “ in Brei¬
tenberg mit folgender Tagesord¬
nung:
1. Eröffnung der Versammlung — Aufgabe

und Bedeutung der „Haus - und Hof-
aktion " — durch den Vorsitzenden des
Kreisbauernverbandes , I.andtagsabgeord-
neter Bgm. Mast aus Sommenhardt.

2. Das Neueste auf dem Gebiet der An¬
wendung der Handelsdüngemittel mit
Vorführung des sehr lehrreichen Filmes:
„Der Scholle Kraft “ durch I.nndw -Direk¬
tor Gutermann Tübingen Derendingen.

3. Landwirtschaftliche Tagesfragen unter
besonderer Berücksichtigung betriebs¬
wirtschaftlicher Maßnahmen im Rahmen
der Haus - und Hofaktion.
Referent : Leiter des Landw .-Amtes
Landw -Rat Pfctsch.

4 Aussprache , Wünsche und Anregungen
Zu dieser Sprengelversammlung werden

die Herren Bürgermeister , die Landw -Orts
obmänner . die Landwirte , insbesondere die
[.andwirtsfrauen sowie die ländliche Ju
gend hiermit frenndlichst efngelnden Re
nützt diese überaus günstige Gelegenheit
der Anfklärung auf beruflichem Gebiet ! Es
ist dies in Eurem eigenen Interesse ge¬
legen!

Landwirtschaftsamt Calw.

a) Die Betriebskosten und Verwaltungs¬
kosten,

b) die laufenden Instandhaltungskosten
und Instandsetzungskosten,

c) die Verzinsung und Tilgung von Wie¬
derherstellungskosten,

d) die Rückstellung für Mietausfälle,
e) die Absetzung für Abnutzung und
f) die Verpflichtungen aus vorgehenden

Rechten Dritter.
4. Zu den Betriebskosten gehören im all¬

gemeinen die öffentl . Lasten des Grund¬
stücks , insbesondere die Grundsteuern , so¬
wie die Gebühren für die Benutzung ge¬
meindlicher Einrichtungen ( Kanalbenut¬
zung , Kehrichtabfuhr , Straßenreini ^ung,
Wasserversorgung usw ) , Brand -, Haft¬
pflicht - und Hagel Versicherungsbeiträge
und sonstige Leistungen , die das Vorrecht
des § 10 Ziff 3 ZVG. genießen . Zu den
Betriebskosten gehören auch die Kosten
der Beheizung , soweit der Vermieter zur
Heizung verpflichtet und das Entgelt hier¬
für in der Miete enthalten ist , sowie die
Kosten für den Hauswart.

Als Verwaltungskosten können regel¬
mäßig allgemeine Verwaltungsaufwendun¬
gen bis zur Höhe von jährlich 25.— DM je
Wohnung ohne Nachweis anerkannt wer¬
den, sofern in dem Grundstück mehr als
zwei abgeschlossene Woimungen an fremde
Hauptmieter oder Pächter überlassen sind.
Unter derselben Voraussetzung können hö¬
here Verwaltungskosten , wenn sie nach¬
gewiesen werden , bis zum Hörhstbetrag
von insgesamt 33.— DM je Wohnung an¬
erkannt werden . Bei gemeinnützigen Woh-
nungsnnternehmen genügt als Nachweis
eine Bescheinigung des zuständigen Prü¬
fungsverbandes.

Verwaltungskosten können ferner ohne
Rücksicht auf die Zahl der vermieteten
Wohnungen anerkannt werden hei Kauf-
anwartsrhaftshäusern , noch nicht aufgelas-
senen Kleinsiedlungen und Kleinsiedlungen,
bei denen nach der Auflassung die Ein¬
ziehung der Zins - und Tilgungsbeträge
durch das Wohnungsunternehmen statt-
findet.

5. Laufende Instandhaltungskosten und
Instandsetzungskosten einschließlich der
Kosten für die Beseitigung kleinerer
Kriegssachschäden können , soweit sie seit
dem 21. Juni 1948 bestritten worden sind,
bis zur Höhe von 25% der Grundstücks¬
erträgnisse . wenn das Gebäude vor dem
1 April 1924 bezugsfertig geworden ist,
und bis zur Höhe von 20% der Grand-
stiiekserträgnisse , wenn das Gebäude nach
dem 1 April 1924 bezugsfertig geworden
ist . anerkannt werden Der Satz von 20%
kann bis auf 25% erhöht werden , wenn di«
Miete des Grundstücks verbilligt oder
unter die gesetzliche Miete gesenkt oder
Krisonmicten vereinbart sind . Ein Nach¬
weis der Ausgaben ist nicht erforderlich.

Wenn der Vermieter die Schönheit »-
reparatnren nicht trägt , ermäßigen sich
die vorstehend genannten Sätze uro je 2,8%
auf 22.2% oder 17.2 %.

6. Für Mittel , die nachweislich znr
Wiederherstellung im Krieg zerstörter
oder kriegsbeschädigter Grundstücke auf¬
gewendet worden sind, können , soweit es
sich um Eigenkapital handelt , Zinsen bis
zum Betrage von 4% und, soweit es sich
um aufgennmmene8 Fremdkapital handelt,
Zins - und Tilgungsbeträge bis zn dem Be¬
trag in die Ertragstjechnung eingesetzt
werden , welcher der zur Zeit der Geld-
übernalimo üblichen Annuität erststelliger
Tilgungshypotheken entspricht , z Z. 554%
Zinsen und 1% Tilgungsbetrag Macht der
Eigentümer hiervon Gebrauch , so ermäßi¬
gen sich die unter Ziffer 5 genannten Sätze
um je 10% auf 15% oder 10% bzw 12,2%
oder 7.2 %. i

7. Für Mietansfaile , die dnreh Leerstehen
von Gebäuden oder Gebäudeteilen , Unein-



brlngliehkeit von Mietrückständen oder'
durch Miet- Uhd Räumungsklagen ent¬
stehen , kann ein Satz bis zu 2% der

iGrundstückserträgnisse in die Krtragsrech-
,nung eingestellt werden . Geschieht dies , so
dürfen bei der Errechnung der Grund-
stückserträgnisse Mietausfälle nicht mehr
berücksichtigt werden.

8. Als Absetzung für Abnutzung kann
in die Ertragsrechnung \%  des Ilerstel-
lungswertes , wenn das Gebäude nach dem
1. April 1924 bezugsfertig geworden ist,
und \%  des normalen Brandversicherungs-
wertes , wenn das Gebäude vor dem 1. April
1924 bezugsfertig geworden ist , eingestellt
werden Voraussetzung ist jedoch in lei¬den Fällen , daß die Sätze bei der Steuer¬
veranlagung anerkannt und die Beträge
zusätzlich zur Tilgung der Umstellungs-
grundschuld verwendet werden oder hätten
verwendet werden müssen.

9. An Verpflichtungen aus vergehenden
Rechten Dritter können nur solche Lei¬
stungen " berücksichtigt werden , die bei der
Zwangsverwaltung das Vorrecht des § 10
Ziff 4 ZVG. genießen , also nur wieder¬
kehrende Leistungen einschließlich der Til¬
gungsbeträge , die als Zuschlag zu den Zin¬
sen zu entrichten sind , soweit sie nicht
mehr als 1% des Ursprungskapitals be¬tragen.

Der grundbuchmäßige Rang der Rechte
Ist besonders zu beachten . Aus Rechten,
denen gegentil >er die Grundschuld im Range
zurückgetreten ist , dürfen die Zins - und
Tilgungsbeträge höchstens bis zu dem Be¬
trag in Anrechnung gebracht werden , wel¬
cher der zur Zeit der Geldübernahme üb¬
lichen Annuität erststelliger Tilgungshypo
theken entspricht , z. Z. &'/ , % ZiDsen und
1 % Tilgungsbetrag . Voraussetzung dabei
Ist , daß zugunsten der Grundscbnld Lö¬
schungsvormerkung nach § 1179 BGB. be¬stellt worden ist.

10 Abzüge für andere Werbungskosten
und Sonderausgaben im Sinne des Einkorn
mensteiiergesetzes . sowie sonstige Abset¬
zungen für Abnutzung und Verzinsung des
Eigenkapitals können nicht in Ansatz ge¬bracht werden.

11 Bei landwirtschaftlich , forstwirtschaft¬
lich genutzten Grundstücken , sowie bei Be-
triehsgrundstücken ist sinngemäß zu verfahren

Werden solrhe Grundstürke vom Eigen¬
tümer seihst benutzt , so kann über Anträge
auf Erlaß fälliger Leistungen nur auf
Grund des gesamten Betriebsergebnisse«
entschieden werden . Ein Verlustabschluß
für sich allein vermag den Erlaß fälliger
Leistungen nicht zu begründen . Maßgebend
ist die gesamte wirtschaftliche und finan
zielle Lage des Betriebes . Erlaß ist nur in
den Fällen zu gewähren , in denen die Ein¬
ziehung der fälligen Leistungen existenz
gefährdend oder existenzvernichtend wir
ken würde (§ 131 Abs. 1 AO.).

12 Bei im Schiffsregister eingetragenenSchiffen und Schiffsbau werken ist sinn¬
gemäß zu verfahren.

13. Anträgen natürlicher Personen aufErfaß aus Gründen offenbarer Härte ist
zu entsprechen , wenn sie das 65. Lebens¬
jahr ( Frauen das 6Ö Lebensjahr ) vollendet
haben oder dauernd erwerbsunfähig sind
oder den notwendigen Unterhalt für sieh
und ihre unterhaltsberechtigten Angehö¬
rigen nicht oder nicht ausreichend aus
eigenen Kräften und Mitteln beschaffen
können . Diese Voraussetzungen sind ge¬
geben . wenn die gesamten Einkünfte des
Schuldners 105.— DM monatlich nicht über
steigen : dieser Satz erhöbt sich für
»eine Ehefrau um 45.— DM und für jede
weitere unterhaltsberecbtigte Person um
80 — DM. Unter den genannten Voraus
Setzungen kann Erlaß ferner alleinstellen
den- Frauen , sofern sie mindestens drei
Kinder zu versorgen haben und Vollwaisen
gewährt werden.

14 Ein Erlaß fälliger Leistungen kann
nur für 7>insheträge ausgesprochen worden
Fällige Leistungen für Tilgung .oder Ka¬

pitalrückzahlungen dürfen nur ausgesetztwerden.
Ergibt sich , daß bei Anwendung der in

Ziffer 1—12 festgelegten Grundsätze die
Grundstücks -Aufwerfungen einschließl der
auf die Umstollungsgrundschulden geschul¬
deten Zins - und Tilgungsleistungen höhet
sind als die Erträge , so ist zunächst die Til¬
gung der Umstellüngsgrundschüld auszuset¬
zen ; reicht dies nicht aus , tim den Fehl¬
betrag auszugleicben , so sind die geschul¬
deten Zinsen in dem erforderlichen Umfang
naohzulassen.

Ruhen auf dem Grundstück mehrere Um¬
stellungsgrundschulden , so ist das Verfah¬ren nach Absatz 1 zunächst für die letzt¬
rangige Umstellungsgrundschuld dufehzu-
führen . Reichen Tilgungsaussetzung und
Zinenaehlaß bei der letztrangigen Grund¬
schuld nicht aus , um den Fehlbetrag aus¬
zugleichen , so ist das Verfahren nach Ab¬
satz 1 jeweils bei der Im Range näebst-
besseren Umstellungsgrundschuld anzuwen¬
den, bis entweder der Fehlbetrag aus¬
geglichen oder sämtliche Leistungen auf
die Umstellungsgrundsclmlden ausgesetzt
oder nachgelassen sind.

II Verfahren:
15. Der Antrag auf Erlaß ist bei der

Stelle einzureichen , die die Umsteilungs-
grundschuid verwaltet , und zwar auf dem
Vordruck LA 21, der ebenso wie die Richt¬
linien LA 20 von dem Verlag W. Kehl¬
hammer , Stuttgart -O, Urbanstr 14, oder bei
dem verwaltenden Institut bezogen werden
kann . Die bisher bei den Finanzämtern oin-
gereiehten Anträge sind hinfällig.Sofern auf demselben Grundstück meh¬
rere Umstellungsgrundsehulden ruhen , dievon versehiedenen -̂ Stellen verwaltet wer¬
den, ist der Antrag hei dem Institut ein-
zureirhen . dem das im Range erstsfelligeRocht zusteht.

Dieses Institut hat die übrigen beteilig¬
ten Institute zu unterrichten.

16. Die Stelle , bei welcher der Antrag
eingereirht wird , hat ihn zu prüfen tind
mit einer Stellungnahme an das Finanz¬
amt zu Übersenden , ln dessen Bezirk das
Grundstück belegen ist (Belegcnheitsfmanz-
amt ) Dieses Amt hat sich gegebenenfalls
mit dem für den Antragsteller zuständigen
Wohnsitzfinanzamt ins Benehmen zu setzen

Bekanntmachung des Finanzministeriums
znm Vollzug der Anordnung des Finanz-
ministerinms znr Ausführung des Geset¬
zes znr Sicherung von Forderungen für
den La9tenaasglrirh vom 27. Jannar 1949

(Reg .Bl. S. 49)
vom 27. April 1949

Auf Grund des § 14 der Verordnung des
Staatsministeriums zur Durchführung des
Gesetzes zur Sicherung von Forderungen
für den Lnstennusglelch vom 27. Januar
1949 (Reg Bl. S. 49) wird bestimmt;

1 Nach dem Gesetz zur Sicherung von
Fordernngen für den Lastennusgloich vom
3 Dezember 1948 (Reg .Bl. 1949 S 3) sind
im Range unmittelbar nach Hypotheken.
Grundschulden oder Rentenschulden , die
auf Grund der Währungsgosetze umgestellt
worden sind öffentliche Umstellungsgrund-
schuiden entstanden . Soweit die Hypothe¬
ken, Grundschulen , oder Rentenschulden
privaten Gläubigern — also nicht
Instituten — zustanden , hatte der Eigen¬tümer dos belasteten Grundstücks oder In
habet eines grundstücksgleichen Rechts die
Hypothek , Grund - oder Rcntenschuld bei
einem Institut im Sinn des § 1 Abs. 2 der
Anordnung des Finanzministeriums zur
Ausführung des Gesetzes zur Sicherungvon Forderungen filr den T.n«tenaii «gleichr

V..

Jlot=3Wmz£otleve!
Die Ziehungsüstensind tfingetroffen u. können
in den LosverkaufssteMen . bei den örtlichen
Rot -Kreoz *tef !£n ond bei der Krelsse ^chaH»-
sfeue C!aive(t.afldrfM<amt )*intr/ *dheTi vrerrfen.

Verlängerung der Umtauschfrist Ser znm
3. 5. 1949 aufgerüfeneg Banknoten zu 20 UM
der blauen Ausgabe mit dem Frauenkopfim Medaillon auf der Vorderseite

Die am 3. 5. 1949 ihre Eigenschaft als
gesetzliches Zahlungsmittel verlierenden
Banknoten zu 20 DM der blauen Ausgabe
werden in Abänderung unserer Bekannt¬
machung vom 20. 4 1949 von den Landes¬
zentralbanken der amerikanischen , briti¬
schen und französischen Besatzungszonen
und in den Westsektoren von Groß -Berlin
von der Berliner Zentralbank (bzw. den
von ihr bezeiehneten Geldinstituten ) nicht
nur bis zum 3. 6. 1949, sondern darüberhinaus bis zum

3. August 1949
auf Verlangen gegen gesetzliche Zahlunga-
mittel umgetauscht . Mit Ablauf des 3 8.
1949 erlischt jeder Anspruch aus den auf¬
gerufenen Banknoten.

29. April 1949.
Bank deutscher Länder.

vom 27 Januar 1949 ( Reg.Bl. S. 49) an¬
zumelden , das die Verwaltung der Um¬
stellungsgrundschulden übernehmen soll.

Diejenigen Grundstückseigen¬
tümer und Inhaber  grundstüeksglel-
clier Rechte , die dieser Anordnung bisher
nicht nachgekommen sind , werden letzt¬
malig aufgefordert , bis zum 31 . Mai
194 9 diese Anmeldung naehzuholen und
ein Institut auszuwählen . Diese Frist ist
eine Atlsschlußfrist , nach deren frucht¬
losem Ablauf die Verwaltung der noch
nicht angemeldeton Umste !lungsgrund¬
schulden der Württembergischen Landefl-kreditanstalt zustellt.

2. Die Anmeldung muß folgende Angabenöhthalteü:
a) Name, Beruf , Wohnort und Wohnung

des Grundstückseigentümers oder In¬
habers eines grundstücksgleichen Rech¬
tes,

b) Name, Beruf , Wohnort und Wohnung
sämtlicher Gläubiger nach der Rang¬
folge im Grundbuch,

c) grundbuchmäßige Bezeichnung , Art und
Lage de» belasteten Grundstücke oder
grundstüöksgleichen Rechts und die
Stelle im Grundbuch , wo das omge-
stellte Recht eingetragen steht,

d) ursprünglich Betrag und Stand der
Restschuld in Reichsmark am 20. Juni
1948, Zinssatz (auch Verwaltungskoaten-
beitrag und Tilgungssatz ) , Zahltermine
für Zinsen und Tilgungen , Vereinbarun¬
gen über Zahlungserleichterungen,

6) Name des Instituts , das die Umstellung »-
grundschulden verwalten soll.

3 Übt der Grundstückseigentümer oder
Inhaber des grundstücksgleichen Rechts
seine Rechte nicht selbst aus , so trifft die
Anmeldepflicht denjenigen , der diese Rechte
für ihn ausübt (z. B. Verwalter oder Treu¬
händer ).

4. Wer die geforderte Anzeige nicht oder
unrichtig oder unvollständig ahgibt oder
die verlangten Angaben verweigert , kann
gemäß § 11 Abs. 3 der Verordnung des
Staatsministeriums zur Durchführung des
Gesetzes zur Sicherung von Forderungen
für den Lnstenausgleich vom 27. Januar
1949 (Reg.Bl. S. 48) mit einer Geldstrafe
bis zu 10000 ^ DM bestraft werden.

Abcndsprcclislundcn
des Arbeitsamts Nagold

Das Arbeitsamt Nagold hat für solche Per¬
sonen , welche aus beruflichen Gründen
tagsüber nicht die Möglichkeit haben , die
Dienststellen des Arbeitsamts aufzusuehen,
andrerseits aber irgendwelche Fragen auf
dem Arbeitsamt klären möchten , mit sofor¬
tiger Wirkung an jedem Donerstag auf
sämtlichen Dienststellen , also in Nagold,
Calw , Freudenstadt , Horb Neuenbürg und
Wildbad , Abendsprechstunden Ton 16 bis
19 Uhr eingerichtet.

Nagold , 2. Mai 1949.
Arbeitsamt Nagold.
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Vorprüfung
von Rechnungen über Ucsatzungskosten
*Den Preisbehörden ist die Vorprüfung

von Rechnungen übertragen worden, die
über Besatzungskosten und Besatzungs¬
folgekosten bei den Requisitionsämtern
oder bei der Militärregierung einzureichen
sind. Durchführungsbestimmungenüber das
Einreichungs- und Prüfungsverfahren sind
vor kurzem ergangen. Sie können auf dem
Landratsamt, bei den Industrie - und Han¬
delskammern sowie bei der Handwerks¬
kammer in Reutlingen eingesehen werden.

Calw, 9. Mai 1949.
Landratsamt

— Preisbehörde —

Wichtiger Hinweis des Finanzministeriums
Das Finanzministerium von Württemberg-

Hohenzollern teilt mit : Das Regierungsblatt
Nr. 21 vom 9. Mai 1949 enthält die Durch¬
führungsverordnung des Staatsministeiiums
vom 8. April 1949 zur Verordnung Nr. 141
vom 18. 12. 1947 des Französischen Ober¬
kommandierenden in Deutschland über die
Zuweisung der Vermögenswerte , die Nazi-
Organisationen, militärischen und militär-
ähnlichen Verbänden gehört haben. Die Vor¬
schriften dieser Verordnung gelten auch für
Vermögenswerte, die Gegenstand eines Ver¬
fahrens nach der Verordnung Nr. 120 vom
10. November 1947 über die Rüdeerstattung
geraubter Vermögensobjekte sind oder wer¬
den können, soweit diese den oben-
bezeichneten Organisationen und
Verbänden gehört haben.  Das Finanz¬
ministerium entscheidet über die Rüdegabe
dieser Vermögenswerte im Verwaltungsweg.
Durch den Antrag auf Einleitung
des Verfahrens nach dieserVerord-
nung wird die mit dem  14. Mai  1949
ablaufende Frist zur Einreichung
von Klagen  nach der Verordnung
Nr. 120 gewahrt

Schweinemastverträge
Das Landwirtschaftsministerium Tübingen

teilt mit, daß auch tür die französische Zone
Mastverträge über die Viehkautleute bzw.
über die württembergische Hauptgenossen¬
schaft für Viehverwertung abgeschlossen
werden können. Für ein Vertragsschwein
von mindestens 100 kg Marktverkaufsgewicht
werden 350 kg Mais und 30 kg Eiweißfutter¬
mittel bereitgestellt . Die Vertragsschweine
müssen innerhalb von 7 Monaten, gerechnet
vom Tage des Vertragsabschlusses, abgelie¬
fert werden, jedoch kann mit der Ablieferung
sofort begonnen werden . Die abgeliefer¬
ten Vertragsschweine werden voll auf
das Schlachtviehliefersoll angerechnet . Die
Schweine werden zu dem am Ablieferungs¬
tage auf der betreffenden Abnahmestelle
geltenden Preise bezahlt.

Das Eiweißfutter/wird zu dem jeweils gel¬
tenden Marktpreis berechnet. Im Höchstfall
sind für 30 kg DM 15.50 frei Empfangsort zu
zahlen. Der Preis für Mais beträgt bis 30. 6.
1949 DM 17.— je 100 kg frei Empfangsort.
Ab 1. 7. 1949 muß jedoch mit einer wesent¬
lichen Erhöhung des Preises für Mais gerech¬net werden.

Inhalt der letzten Nummern
des Journal Officiel

Nr. 282 vom 23. April 1949 (Eingang beim
Landratsamt am 25. April 1949) .

Verordnungen,
Verfügungen und Anordnungen

des Commandement en Chef
Francais en Allemagne

Verordnung Nr. 212 vom 23. April 1949
über Grenzberichtigungen, S. 1967.

Anordnung Nr. 121 vom 25. März 1949 über
die Bestätigung eines Zwangsverwalters
für die Filmherstellungs- und -Vertriebs¬
gesellschaften in dem französischen Be¬
setzungsgebiet in seinem Amte, S. 1969.

Mitteilung an unsere Abonnenten, S. 1969.
Unsere Veröffentlichungen, S. 1970.
Amtliche Bekanntmachungen, S. 807.

Kreisstadt Calw
Stromabschaltung

Das städt. Elektrizitätswerk führt z. Z.
Instandsetzungs- und* *Umstellarbeiten von
Gleich- auf Drehstrom am Leitungsnetz
im Stadtteil Kapellenberg durch. Im Zuge
dieser Arbeiten sind teilweise Strom¬
abschaltungen während der Arbeitszeit von
7.30 Uhr bis 17 Uhr notwendig.

Bürgermeisteramt.

Stadtgemeinde Nagold
Vergebung von Bauarbeiten

Für die Ausführung einer Kanalisationvon der Calwer-Straße bis zur Hermann
Maier-Siedlung werden die Erd-, Beton-
und Rohrverlegungsarbeiten (Länge ca.
300 m) vergeben.

Die Baubeschreibungsunterlagen sowie
die Zeichnungen liegen beim Stadtbauamt
in der Zeit vom 12.—17. d. M. zur Ein¬
sichtnahme auf. Die Angebote sind bis
20. d. M. auf dem Stadtbauamt abzugeben.

Nagold, 10. Mai 1949.
Stadtbauamt Nagold.

Oberschulen Calw, Nagold, Neuenbürg,
Wildbad und Altcnsteig

Aufnahmeprüfung in Klasse  I
1. Schüler und Schülerinnen der 4. Volks¬

schulklasse, die in Klasse I der Oberschulen
eintreten wollen, können durch die Eltern
bis 21. 5. angemeldet werden mit Angabe
von Geburtstag, Bekenntnis, Wohnort, seit¬
herige Schule und Klasse. Dem derzeitigen
Klassenlehrer in der Volksschule ist die
Anmeldung von den Eltern mitzuteilen.

2 Die schriftliche Aufnahmeprüfung in
Diktat, Aufsatz, Rechnen findet für Nagold,
Wildbad und Altensteig am 13. 6, für dieanderen Oberschulen am 23. 6. um 8 Uhr
statt.

3. Schüler der 3. Volksschulklasse können
in Ausnahmefällen, solche der 5. Klasse
nur, wenn sie nach dem 1. 9. 1937 geboren
sind, zugelassen werden.

Die Schulleitungen.

Gewerbliche und Kaufmännische Berufsschule
Neuenbürg

Bei genügender Beteiligung führen wir
einen Abend - Lehrgang  in Kurzschrift
im Schulhaus Neuenbürg  durch.

Anmeldungen umgehend erbeten an die
Schulleitung.

•
Aufnahme in die Lehrcroberschulcn

Das Kultministerium für Württemberg-
Hohenzollern gibt bekannt:

Auch in diesem Jahr nehmen die Lehrer¬
oberschulen wieder begabte Schüler und
Schülerinnen in beschränkter Anzahl in die
erste Klasse auf.

Zur Aufnahmeprüfung sind zugelassen
Schüler der 8. Volksschulklasse und der
entsprechenden (4.Mnd5. Klasse) der Ober¬
schule im Alter von 14 und 15 Jahren.

Die Meldungen haben bis spätestens 10.
Juni 1949 bei den zuständigen Bezirks-
schuiämtern  zu erfolgen.

Der Meldung sind anzufügen:
Personalblatt , die Schulzeugnisse der bei¬

den letzten Klassen, amtsärztliches Gesund¬
heitszeugnis, Geburtsurkunde, Taufschein,
Gutachten des Schulleiters, selbständig ge¬
schriebener Lebenslauf und zwei Licht¬
bilder.

Näheres ist bei den Bezirksschulämtern
zu erfahren.

Nr. 263 vom 26. April 1949 (Eingang beim
Landratsamt am 29. April 1949).

Verordnungen,
Verfügungen und Anordnungen

des Commandement en Chef
Fransais en Allemagne

V.0IKSTHR4TKR CUtt
Vom Freitag bis Montag zeigen wir den
mit dem 1. Preis als „besten Film desJahres * gekrönten Film
Die besten Jahre unseres Lebens
Jugendfrei . — Dieses Programm hat die
doppelte Spieldauer.

Verordnung Nr. 197 vom 21. April 1949
über die Aufhebung von Einschränkun¬
gen im Kraftfahrzeugverkehr , S. 1971.

Mitteilung an unsere Abonnenten, S. 1972.
lAsere Veröffentlichungen, S. 1973.
Unsere Verkaufsstellen , S. 1974.
Amtliche Bekanntmachungen, S. 811.

Amtsgericht Calw
Handelsregistereintragung vom 3. Mai 1949

(Neueintragung)
HR B 22: Calwer Garn-Gesellschaft mit

beschränkter Haftung, Sitz in Kentheim Ge¬
meinde Stammheim. Gegenstand des Unter¬
nehmens Ist die Herstellung und der Ver¬
trieb von) Garnen aller Art, insbesondere
die Auswertung eines zum Patent an ge¬
meldeten Verfahrens betreffend die Her¬
stellung von Handstrickgarnen . Die Gesell¬
schaft kann sich zu diesem Zweck an glei¬
chen oder ähnlichen Unternehmungen be¬
teiligen oder solche Unternehmen erwer¬
ben oder Zweigniederlassungen errichten.
Stammkapital: 45 000.— DM. Gesellschaft
mit beschränkter Haftung mit Gesellschafts¬
vertrag vom 25. März 1949. Die Gesellschaft
hat einen oder mehrere Geschäftsführer,
von denen, sofern bei der Wahl nichts an¬
deres bestimmt wird, jeder allein zur Ge¬
schäftsführung qnd Vertretung der Gesell¬
schaft ermächtigt ist . Geschäftsführer ist:
Rolf Schmid, Textilingenieur in Kentheim
Gemeinde Stammheim. (Als nicht eingetra¬
gen wird veröffentlicht : Die Bekannt¬
machungen der Gesellschaft erfolgen im
jeweiligen amtlichen Nachrichtenblatt des
Kreises Calw.)

Kulturwerk Calw
Montag, den 16. Mai 1949, 20.15 Uhr, Georr

genäum: Arbeitsgemeinschaft: „Geschichte
des deutschen Dramas und Theaters“, Stud.-
Rat Kapp. Thema: Besprechung Faust I.
Gretchentragödie, die am Samstag, den 21. 5.,
20 Uhr in der Stadthalle zur Aufführungkommt.

Dienstag, den 17. Mai, 20.15 Uhr, Geor-
genäum: Celloabend, Werner Laukisch,
Klavierbegleitung Hildgard Matzka aus
Karlsruhe. Kartenvorverkauf : Buchhand¬
lung Häußler.

Donnerstag, den 19. Mai, 20.15 Uhr, Geor-
genäum: Vortrag mit Lichtbildern: „Goe¬
thes Mutter“ von Max Geisenheyener, Pforz¬heim.

t
Evangelische Gottesdienste in Calw

Kantate, 15. Mai 1949: 8 Uhr Frühgottes¬
dienst (Jugendabendmahl) (Weymann).
9.30 Uhr Hauptgottesdienst (Geprägs).
10.45 Uhr Kindergottesdienst.

Mittwoch, 18. Mai: 7.30 Uhr Schüler-
gottesdienst. 8.15 Uhr Betstunde. 20 Uhr
Frauen- und Mütterabend.

Donnerstag, 19. Mai: 20 Uhr Bibelstunde.

Evangelische Gottesdienste in Neuenbürg
Sonntag Kantate, 15. Mai 1949: 8.30 Uhr

Gottesdienst Kreiskrankenhaus (Pfarrer
Schlack, Feldrennach) . 9.30 Uhr Hauptgot¬
tesdienst Stadtkirche (Schlack). 10.30 Uhr
Jugendgottesdienst . 11.15 Uhr Gottesdienst
Waldrennach (Schlack). 13.30 Uhr Chri¬
stenlehre (Töchter) .

Mittwoch, 18. Mai: 8 Uhr Frühandacht.
Donnerstag, 19. Mai: 20 Uhr Bibelstunde

Neuenbürg. 21 Uhr Vorbereitung.

Herausgeber: Kreitrerband Calw.
Verwaltung: Calw. Badstr&ße 24. »
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